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Wolfgang Lempert
Erziehungswissenschaft und Verbandsinteressen als gestaltende
Faktoren des westdeutschen Lehrlingswesens
Wunschbild und Realität *
„Erziehungswissenschaft und Verbandsinteressen als gestaltende Faktoren des
westdeutschen Lehrlingswesens — Wunschbild und Realität": Ist dieses Thema
heute, das heißt nach der Verabschiedung des Berufsbildungsgesetzes, für Erzie¬
hungswissenschaftler und für wissenschaftlich orientierte Praktiker der Berufs¬
erziehung noch aktuell? Wie unzureichend und verbesserungsbedürftig auch immer
viele Paragraphen der vorliegenden Fassung des Gesetzes dem Pädagogen vor¬
kommen mögen: Langfristig scheint der Sieg des wissenschaftlichen Sachverstandes
durch dasselbe Gesetz garantiert, wird darin doch die Errichtung eines Bundes¬
institutes für Berufsbildungsforschung verlangt, das die Grundlagen der Berufs¬
bildung klären, die Inhalte und Ziele der Berufsbildung ermitteln und die Anpas¬
sung der Berufsbildung an die technische, wirtschaftliche und gesellschaftliche
Entwicklung vorbereiten soll und das den Instanzen, die für die Ausbildungspraxis
verantwortlich sind, unmittelbar zugeordnet ist1). Demnach trüge eine Analyse
unseres Problembereichs allenfalls dazu bei, allgemeine Erfolgsbedingungen wis¬
senschaftlicher Politikberatung zu erhellen; für die pädagogische Rationalisierung
der Lehrlingsausbildung dagegen käme sie zu spät, denn Wunschbild und Wirk¬
lichkeit stimmten hier tendenziell längst überein.
Doch sehen wir uns die Formulierungen des Gesetzes über die Zuordnung des
Forschungsinstituts zu den verantwortlichen Instanzen einmal etwas genauer an:
Das Forschungsprogramm des Instituts wird durch einen Ausschuß beschlossen,
dem je fünf Mitglieder der Unternehmerverbände und der Gewerkschaften sowie
zwei Vertreter des Bundes angehören2). Beschlüsse über das Forschungsprogramm
bedürfen einer Dreiviertelmehrheit3). Das Institut soll also nur die Fragen unter¬
suchen, deren Beantwortung sowohl die Unternehmerverbände als auch die Ge¬
werkschaften interessiert; und die Rationalisierung unseres Lehrlingswesens nach
wissenschaftlichen, auch nach erziehungswissenschaftlichen Gesichtspunkten ist
überall dort nicht gesichert, wo die Organisationen unserer sogenannten Sozial¬
partner gegensätzliche Interessen vertreten oder aber gar keine Interessen artiku¬
lieren. Optimistische Hoffnungen sind deshalb nur soweit berechtigt, wie die
legitimen Interessen der Erziehungswissenschaftler mit den gemeinsamen Interes¬
sen der Wirtschaftsverbände zusammenfallen.
Damit ist der Ausgangspunkt der folgenden Überlegungen bezeichnet: Zuerst
wird versucht, das Verhältnis der erziehungswissenschaftlichen Erkenntnisinteres¬
sen zu den bildungspolitischen Interessen der Unternehmerverbände und der Ge-
*
Erstabdruck in: neue Sammlung, Heft 3/1970, S. 316-333.
Z.f.Päd., 9. Beiheft
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werkschaften generell zu erhellen. Weil dabei etwas anderes zum Vorschein kommt
als ein Bild prästabilierter Harmonie, können die pädagogischenMängel des Berufs¬
bildungsgesetzes unter unserer Fragestellung nicht pauschal abgehandelt werden,
als nur technische Defekte, deren Behebung das Gesetz selbst impliziert; wer sie
beseitigen helfen möchte, muß vielmehr im Einzelnen untersuchen, wessen Inter¬
essen sie entsprechen und warum es zu ihrer rechtlichen Fixierung gekommen ist.
Dem sind zwei weitere Teile meines Referates gewidmet. Abschließend werden
einige praktische Konsequenzen skizziert.
1. Erziehungswissenschaftliche Erkenntnisinteressen
und bildungspolitische Verbandsinteressen
Also erstens: In welchem Verhältnis stehen erziehungswissenschaftliche Erkennt¬
nisinteressen zu den bildungspolitischen Interessen der Unternehmerverbände und
der Gewerkschaften?
Nach einer verbreiteten Auffassung soll der Wissenschaftler nach wertfreien
Erkenntnissen streben. Wertfreie Erkenntnisse sind per definitionem politischen
Interessen unangemessen. Danach bedeutet jede Abhängigkeit der Forschung von
außerwissenschaftlichen Interessenverbänden eine Gefährdung des wissenschaft¬
lichen Ertrags. Wer diesem Wissenschaftsverständnis anhängt, wird also die im
Gesetz vorgesehene Verknüpfung von Berufsbildungsforschung und Berufsbil¬
dungspolitik kritisieren. Darüber hinaus kann er die pädagogischen Mängel des
Gesetzes unter dem Aspekt möglicher Nutznießer und Opfer untersuchen. Zu
praktischen Folgerungen ist er als Wissenschaftler nur im Hinblick auf die institu¬
tionelle Sicherung freier Berufsbildungsforschung berechtigt; weitergehende Vor¬
schläge zur Verbesserung der Lehrlingsausbildung selbst setzen politische Stellung¬
nahmen voraus, die sich im Rahmen einer derartigen — meist „positivistisch"
genannten — Wissenschaftskonzeption nicht begründen lassen.
Nun hat sich in der bisherigen Geschichte der Wissenschaft jedoch hinreichend
gezeigt, daß wissenschaftliche Fragen stets praktischen Lebensproblemen entsprin¬
gen und daß Forschungsresultate als solche immer politisch, das heißt zum Nutzen
und Schaden angebbarer gesellschaftlicher Gruppen verwendet werden — gleich¬
gültig, ob die Forschenden selbst über diese Voraussetzungen und Folgen ihres
Tuns nachdenken und sich von solchen Überlegungen leiten lassen oder nicht.
Objektiv ist wissenschaftliche Forschung immer wertgebunden; wer sie dennoch
subjektiv als wertfrei betrachtet und betreibt, verhält sich nicht nur bewußt un¬
politisch, sondern auch unbewußt politisch und unwissenschaftlich, weil er von
wesentlichen Seiten der untersuchten Sache absieht33). Deshalb kann sich der Er¬
ziehungswissenschaftler als Wissenschaftler von Interessenverbänden als politisch
orientierten Organisationen prinzipiell nur soweit distanzieren, wie sie ihm sein
Forschungsprogramm vorschreiben wollen; im übrigen muß er sein Verhältnis zu
den Verbandsforderungen nach speziellen praktischen Interessen bestimmen, die
seiner Wissenschaft immanent sind.
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Erziehungswissenschaft ist auf Erziehungspraxis bezogen; sie soll die Wirksam¬
keit erzieherischen Handelns durch die Erhellung seiner Bedingungen erhöhen
helfen. Erziehen heißt die Individuen zur Erfüllung und Veränderung gesellschaft¬
licher Ansprüche befähigen4). Das legitime Verhältnis der Erfüllung zur Verände¬
rung sozialer Anforderungen und damit der konservativen zur kritischen Funktion
der Erziehung ergibt sich aus dem Grade, in dem die soziale Realität die rationale
Selbstbestimmung der Einzelnen bereits erlaubt — Selbstbestimmung im Sinne
einer Sicherung des objektiv möglichen Maßes der Befriedigung individueller Be¬
dürfnisse. Das heißt: In freiheitlichen Gesellschaften sollte die Erziehung eher
konservativ, in restriktiven eher kritisch betrieben werden.
Dieses Verständnis von Erziehung wurde zur Zeit der Aufklärung erstmalig
entwickelt und war ursprünglich auch im Bildungsbegriff enthalten5). Es läßt sich
sowohl aus einem optimistischen als auch aus einem pessimistischen Menschenbild
ableiten: ganz gleich, ob man den Einzelnen mehr zur Befreiung seiner selbst oder
zur Unterdrückung seiner Mitmenschen angelegt sieht, wird man die maximale
Selbstbestimmung aller fordern müssen — sofern man nur ihre Gleichberechtigung
unterstellt. Das Recht auf individuelle Selbstbestimmung ist auch in mehreren
Artikeln unseres Grundgesetzes fixiert6) und schon deshalb für unser Bildungs¬
wesen verbindlich.
Demnach hätte die Erziehungswissenschaft also die Bedingungen zu untersuchen,
unter denen unsere Bildungsinstitutionen das subjektive Potential selbständigen
Verhaltens hervorbringen und, soweit das nicht geschieht, die Faktoren zu ermit¬
teln, die die pädagogische Emanzipation der jungen Menschen verhindern; und die
praktischen Interessen der Erziehungswissenschaftler wären mit denen der Erzieher
und der Erzogenen insofern identisch, als die Erziehungswissenschaft wie die
Erziehungspraxis die Mündigkeit der Erzogenen in deren eigenem Interesse inten¬
diert.
Was ist das Interesse der Erzogenen? Die weit überwiegende Mehrheit unserer
Kinder und Jugendlichen wird lebenslänglich als „Arbeitnehmer" beschäftigt sein.
Das heißt, sie wird einen entscheidenden Teil ihrer Zeit mit der Ausführung frem¬
der Anweisungen verbringen, deren Sinn sie nur teilweise begreift, die ihren
Fähigkeiten nur teilweise entsprechen und deren Ertrag den Aufwand für sie nur
teilweise lohnt — wenn die Verhältnisse sich nicht ändern. Die Verhältnisse aber
ändern sich nicht von allein, zumindest nicht zugunsten der benachteiligten Mehr¬
heit, solange diese die Kontrolle der Arbeitsprozesse nicht selbst übernimmt — die
Festlegung der Arbeitsziele, die Investitionen und die Verteilung der Arbeitsergeb¬
nisse eingeschlossen. Hierauf hätten die Bildungseinrichtungen die junge Genera¬
tion vorzubereiten.
In unserer derzeitigen Situation ist also — wie Klaus Mollenhauer einmal for¬
muliert hat — „das Bildungsinteresse ein Arbeitnehmer-Interesse"7), das — so
können wir hinzufügen — auf den Abbau betrieblicher Herrschaftsformen zielt, die
die Ungleichheit der Menschen in anderen Sozialbereichen, auch ihre politischen
Handlungschancen, weitgehend bestimmen7a).
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Theoretisch ergibt sich folglich eine sehr einfache Konstellation der fraglichen
Interessen: Hie Erziehungswissenschaft und Gewerkschaft als Repräsentanten der
benachteiligten Majorität — dort Unternehmerverbände als Vertreter einer Minder¬
heit von Nutznießern unserer Betriebsverfassung und unseres Wirtschaftssystems.
Die Wirklichkeit ist komplizierter 8):
Eindeutig und einheitlich situationsadäquat argumentieren nur die Verbände der
Unternehmer. Sie möchten das Maß und die Art der vermittelten Bildung auf die
Fähigkeiten und Fertigkeiten beschränken, die den Gewinninteressen der privaten
Unternehmer dienen, ohne die Machtposition ihrer Leiter anzutasten8a). Weiter¬
gehenden Bildungsansprüchen begegnen die Unternehmerverbände durch Behaup¬
tungen über die begrenzte Aufnahmekapazität der Betriebe für gehobene Quali¬
fikationen und über die Knappheit höherer und die überwiegend genetische
Bedingtheit aller Begabungen. Gewerkschaftsfunktionäre und Erziehungswissen¬
schaftler haben die Interdependenz von institutionellen Verhältnissen und perso¬
nellen Verhaltensdispositionen dagegen bisher nicht hinreichend erkannt, um den
legitimen Bedürfnissen der jungen Menschen gerecht zu werden: In der Politik der
Gewerkschaften steht nach wie vor die Verbesserung der objektiven Situation der
abhängig Arbeitenden im Vordergrund; und die Erziehungswissenschaft hat die
sozialen Voraussetzungen und Folgen von Bildung noch immer wenig untersucht.
Die veröffentlichten Bildungsinteressen vieler Gewerkschaftler und Erziehungs¬
wissenschaftler widersprechen denen der Unternehmerverbände also nur partiell
und stimmen miteinander nur partiell überein. So bestätigen sie zwar nur teilweise
die vorgängige Analyse; immerhin aber sind Differenzen in einem Maße sichtbar,
daß eine genauere Betrachtung des Berufsbildungsgesetzes unter interessenpoli¬
tischen Gesichtspunkten schon ihretwegen geboten erscheint, weil anders dessen
pädagogische Schwächen vielleicht weder erklärt noch überwunden werden können.
Außerdem sollten wir uns weniger an der Verbreitung als an der Überzeugungs¬
kraft von Argumenten orientieren. Rational überzeugende Argumente können
bestehende Interessenkonstellationen verändern. Die Einsicht, daß die Bildungs¬
interessen der meisten jungen Menschen in der Bundesrepublik sich nur gegen
Unternehmerinteressen durchsetzen lassen, wäre darum bereits ein hinreichendes
Motiv.
2. Erziehungswissenschaftliche Forderungen und Verbandsäußerungen
zur Reform des westdeutschen Lehrlingswesens und ihre Berücksichtigung
im Berufsbildungsgesetz
Damit kommen wir zur zweiten Hauptfrage meines Referats: Wie verhalten
sich die praktischen Konsequenzen für die Emanzipation der Lehrlinge, die aus
empirischen Untersuchungen über die Lehrlingsausbildung in emanzipatorischem
Interesse gezogen werden können, zu den Äußerungen der Gewerkschaften und
der Unternehmerverbände über die Reform der Lehre, und wessen Interessen
sind für die Legislative maßgeblich gewesen?
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Empirische Untersuchungen der Lehrlingsausbildung, deren Resultate sich in
emanzipatorischem Interesse interpretieren lassen, wurden in Westdeutschland
bisher relativ selten ausgeführt9). Keine der vorliegenden Studien ist statistisch
repräsentativ für die gesamte Bundesrepublik. Jede von ihnen hat jedoch erhebliche
Mißstände sichtbar gemacht, so daß eine mangelhafte Ausbildung eher als Regel
denn als Ausnahme erscheint. Ich kann diese Ergebnisse hier nicht im Einzelnen
vortragen. Besonders beweiskräftig ist eine Untersuchung von Heinrich Ebel über
die ausbildungsfremde Verwendung der Ausbildungszeit. Danach wurde die Mehr¬
zahl von rund 4 000 Lehrlingen aus acht Berufen in Hessen und Nordrhein-West¬
falen 1962/63 täglich stundenlang mit unqualifizierten Tätigkeiten, vor allem mit
Reinigungs- und Transportarbeiten beschäftigt10). Andere, auch neuere Untersu¬
chungen, zum Teil in anderen Berufen und Regionen, führten zu entsprechenden
Resultaten11. Die Zuverlässigkeit der Methode Ebels wurde durch eine Spezial-
studie bestätigt12). Darum muß angenommen werden, daß die Verhältnisse in
ganz Westdeutschland tendenziell ähnlich waren und — wegen der vermutlich nur
geringfügigen Wirkung des Berufsbildungsgesetzes — auch noch sind.
Die extensive Beschäftigung der niedrig bezahlten Lehrlinge mit unqualifizierten
Tätigkeiten ist lediglich die augenfälligste Form der Diskriminierung. Als weitere
gravierende Mängel haben Ebel und andere die Einseitigkeit und die pädagogische
Planlosigkeit der Ausbildung sowie die mangelhafte Unterweisung vieler Lehrlinge
festgestellt13). Ihre Ausbilder besitzen häufig weder die nötige Muße noch die
erforderlichen Kenntnisse, um die jungen Menschen ihren Fähigkeiten entsprechend
zu fördern. Ein großer Teil unserer Jugendlichen erwirbt also seine primären und
damit besonders prägenden Berufserfahrungen als Ausbeutungsobjekt. Nur eine
Minderheit von Lehrlingen meist großer Industriebetriebe wird ähnlich intensiv
ausgebildet wie ihre Alterskollegen an weiterführenden Schulen14). Doch auch
hier gilt das Grundaxiom autoritärer Berufspädagogik: Lehrjahre sind keine Her¬
renjahre. Zur betrieblichen Demokratisierung werden die Lehrlinge auf diese Weise
allenfalls motiviert, keinesfalls qualifiziert.
Die Hauptursache der pädagogischen Benachteiligung unserer Lehrlinge ist deren
weitgehende Abhängigkeit von einzelnen Privatunternehmen. Hier werden ihnen
vielfach nur diejenigen Fertigkeiten vermittelt, die sich für die Lehrfirma bereits
während der Lehrzeit, in der die Lehrlinge nur unter persönlichen Nachteilen kün¬
digen können, auszahlen; denn nach dem Lehrabschluß besteht für den Lehrherrn
die Gefahr, daß die Ausgebildeten den Ausbildungsbetrieb verlassen und daß
andere Firmen, die nur geringfügig höhere Löhne bieten, von seinen Ausbildungs¬
leistungen profitieren15).
Unter den gegebenen Bedingungen deckt die Betriebslehre also nicht einmal den
Qualifikationsbedarf der Unternehmer, geschweige denn der Lehrlinge selbst.
Deshalb erscheint es vordringlich, die Lehrlingsausbildung durch unabhängige
Behörden gründlich zu kontrollieren und sie überbetrieblich zu finanzieren16). Erst
danach haben spezifisch pädagogische Forderungen Aussicht, allgemein verwirklicht
zu werden. Dabei wäre in erster Linie an die Freistellung und Qualifizierung geeig¬
neter Ausbilder zu denken — Qualifizierung auch im Sinne einer Aufklärung über
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unsere Betriebsordnung und Wirtschaftsverfassung und deren demokratische
Alternativen.
Welche Formen der Kontrolle, Finanzierung und Ausbilderförderung im ein¬
zelnen am meisten dazu beitragen, die Mängel der Lehre zu beseitigen, steht nicht
eindeutig fest und ist im voraus auch nicht eindeutig festzustellen. Zweifellos aber
wird jede Maßnahme der bezeichneten Art die Benachteiligung der Lehrlinge ver¬
mindern. Folglich sollte mit Reformen der Lehre unverzüglich begonnen werden.
Die optimalen Lösungen wären durch wissenschaftliche Begleituntersuchungen
ausgewählter Varianten herauszufinden.
Soweit die Wissenschaft. Die Äußerungen der Wirtschaftsverbände zur Reform
der Lehre spiegeln ein besseres Verständnis für die Bedürfnisse und Lage der ver¬
tretenen Gruppen wider als ihre bildungspolitischen Vorstellungen im allgemeinen.
Das mag damit zusammenhängen, daß die ökonomische Bedeutung der Berufsbil¬
dung besonders leicht erkannt werden kann. Folglich lassen sich die öffentlichen
Erklärungen der hier betrachteten Verbände auf einen verhältnismäßig einfachen
Nenner bringen: Die Gewerkschaften haben ähnliche Forderungen wie die soeben
vorgetragenen immer wieder erhoben, die Unternehmerverbände dagegen alle Ver¬
suche, die privatwirtschaftliche Verfassung des westdeutschen Lehrlingswesens
auch nur anzutasten, entschieden abgelehnt17).
Die Übereinstimmung der gewerkschaftlichen Forderungen mit wissenschaft¬
lichen Postulaten ist nicht nur auf die Bindung der Erziehungswissenschaft an das
Arbeitnehmerinteresse zurückzuführen. Sie beruht auch darauf, daß die Gewerk¬
schaften sich seit jeher stärker an den Wissenschaften orientierten als die Verbände
der Unternehmer, besonders des Handwerks18).
Die Übereinstimmung von Gewerkschaft und Wissenschaft in puncto Lehrlings¬
wesen hat aber auch ihre Grenzen. Die oben skizzierten Minimalforderungen der
Erziehungswissenschaft werden durch die Gewerkschaften zwar unterstützt, jedoch
meist defensiv legitimiert. Die Gewerkschaften verlangen die paritätische Besetzung
der Kontrollorgane19), die überbetriebliche Finanzierung20) und die berufspäd¬
agogische Qualifikation der Betriebsausbilder21) heute in der Regel nicht deshalb,
weil sie diese Reformen als notwendige Schritte zum Abbau irrationaler Herrschaft
betrachten, sondern weil sie ihnen als geeignete Reaktionen erscheinen auf die
berufspädagogischen Erfordernisse der technischen und wirtschaftlichen Entwick¬
lung. In dem Maße, in dem diese technokratische Tendenz die demokratische Ziel¬
setzung der Politik der Gewerkschaft verdrängt, vertreten auch sie Unternehmer¬
interessen, brauchten die Unternehmer sich eigentlich nicht länger gegen das ge¬
werkschaftliche Streben nach Entscheidungsrechten zu wehren. Vorerst aber ist die
Politik der westdeutschen Gewerkschaften zumindest noch ambivalent, der Wider¬
stand der Unternehmervertreter also begreiflich.
Wie begründen die Unternehmerverbände ihr Festhalten an den bestehenden
Strukturen unseres Lehrlingswesens? Drei Behauptungen kehren in ihren Stellung¬
nahmen besonders häufig wieder22):
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1. Die vorliegenden Informationen erlaubten keine Beurteilung der Ausbil¬
dungsqualität.
2. Die Qualität der Ausbildung sei nur in seltenen Sonderfällen mangelhaft.
3. Zur Verbesserung der Ausbildungsqualität reichten die vorhandenen Ein¬
richtungen völhg aus.
Diese Argumente — hier in holzschnittartiger Verkürzung reproduziert — wür¬
den auch bei einer ausführlicheren Wiedergabe wenig an rationaler Durchschlags¬
kraft gewinnen. Trotzdem konnten die Unternehmerverbände strukturelle Refor¬
men des westdeutschen Lehrlingswesens verhindern: Die kritisierten Mißstände
dauern nicht nur faktisch an, ihre Permanenz erscheint nun auch noch juristisch
gesichert. Denn im Berufsbildungsgesetz sind weder wirksame Kontrollen vorge¬
schrieben — die Bestimmungen zur Feststellung der Eignung von Ausbildungs¬
betrieben und zur Überwachung der Ausbildung sind sehr vage formuliert —, noch
sind effektive Finanzierungsmaßnahmen einbezogen und Ausbilderqualifikationen
vorgesehen, die den Qualifikationen der Lehrer beruflicher Schulen auch nur an¬
nähernd entsprechen23). Erziehungswissenschaftlicher Sachverstand ist weiterhin
wenig gefragt: Im Bundesausschuß für Berufsbildung und in den Landesausschüs¬
sen sind Experten für das berufliche Schulwesen nur schwach vertreten24); den
Berufsausschüssen der Kammern gehören Berufsschullehrer nur mit beratender
Stimme an25). Diese Ausschüsse sind im übrigen drittelparitätisch mit Vertretern
der „Arbeitgeber", „Arbeitnehmer" und des Staates besetzt; sie beschließen mit
einfacher Mehrheit26); ihre Kompetenzen sind jedoch an entscheidenden Stellen
eingeschränkt. So müssen finanziell relevante Beschlüsse der Kammerausschüsse
von den Vollversammlungen bestätigt werden, in denen die Unternehmer domi¬
nieren 26a); und so ist der Bundesausschuß bei seinen Vorschlägen zur Weiterent¬
wicklung unseres Berufsbildungswesens27) auf Vorleistungen der Forschung an¬
gewiesen. Das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung aber wird wegen seiner
Abhängigkeit von der Zustimmung der Vertreter beider Sozialparteien voraussicht¬
lich nur jenes schmale Feld beackern, in dem die wohlverstandenen Interessen der
Unternehmerverbände mit den unaufgeklärten Interessen der Gewerkschaften
übereinstimmen, und untersuchen, wie die Qualifikationen der Arbeitenden am
besten an jene technische und wirtschaftliche Entwicklung angepaßt werden können,
die den Unternehmerinteressen entspricht273). Damit ist zugleich der Spielraum der
Reformen bezeichnet, die im Rahmen des Gesetzes gesichert sind. Insofern könnte
die Errichtung des Instituts sich für die Gewerkschaften als ein Pyrrhussieg er¬
weisen27b).
3. Erfolgsbedingungen der unternehmerischen Verbandspolitik
zur Abwehr struktureller Reformen der Lehre
Worauf sind die Erfolge der Unternehmerverbände im Kampf um die Erhaltung
der herkömmlichen Struktur des westdeutschen Lehrlingswesens zurückzuführen?
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Damit wenden wir uns der dritten Hauptfrage unserer Überlegungen zu. Durch
ihre Beantwortung könnten wir Hinweise gewinnen für eine mögliche Gegen¬
strategie.
Einige Ursachen für die Erfolge der unternehmerischen Bildungspolitik wurden
bereits genannt: das unterentwickelte gesellschaftspolitische Bewußtsein vieler
Erziehungswissenschaftler, die ähnlich schwach ausgeprägte bildungspolitische
Konzeption der Gewerkschaften und deren Unterwerfung unter die Grenze der im
Unternehmerinteresse gesteuerten technischen und wirtschaftlichen Entwicklung28).
Die deutschen Gewerkschaften haben nach 1945 nicht nur bildungspolitisch,
sondern auch gesellschaftspolitisch vor den Unternehmerverbänden kapituliert und
ihr ursprüngliches Bemühen um eine grundlegende Umgestaltung unserer Wirt¬
schafts- und Gesellschaftsordnung zugunsten des Strebens nach Besserstellung der
abhängig Arbeitenden innerhalb privatkapitalistischer Verhältnisse in den Hinter¬
grund gerückt29). Hierzu fühlten sie sich vor allem durch die Wirksamkeit der
unternehmerischen Öffentlichkeitsarbeit genötigt.
Diese Öffentlichkeitsarbeit besteht zunächst in der Zurückhaltung von Infor¬
mationen, die auf die Unternehmer ein ungünstiges Licht werfen könnten. So läßt
die statistische Berichterstattung über die Lehrlingsausbildung in Industrie und
Handel zunehmend zu wünschen übrig, und so wurden empirische Untersuchungen
der Ausbildungsqualität durch Unternehmerorganisationen häufiger behindert als
gefördert, geschweige denn angeregt und finanziert. Das Defizit an Informationen
wird mit Zweckpropaganda ausgefüllt: Nach bewährten Mustern ideologischer
Argumentationen werden Regelungen, die primär den Unternehmerinteressen die¬
nen, als Erfordernisse des Gemeinwohls und sachlicher Zwangsläufigkeiten hin¬
gestellt30). Für eine derartige Meinungsmache fanden die Unternehmerverbände
nach dem zweiten Weltkrieg in der überwiegend unpolitischen — und durch das
sogenannte Wirtschaftswunder beeindruckten—westdeutschen Öffentlichkeit einen
fruchtbaren Boden vor. Ihr Einfluß bestimmte bald nicht nur das Bewußtsein breiter
Bevölkerungsteile31); er hat sich auch auf die Einstellungen der Beauftragten des
Staates für die Regelung der betrieblichen und die Vermittlung der Schulischen
Berufsausbildung ausgewirkt. So wurden Gerichtsverfahren zu Fragen der Berufs¬
ausbildung in der Bundesrepublik fast stets im Unternehmerinteresse entschie¬
den32), und so vertraten die Verbände der Lehrer beruflicher Schulen bis vor kur¬
zem überwiegend die gleichen Auffassungen wie die Unternehmer, die Gewerbe¬
lehrer eher schwächer und unreflektiert, die Handelslehrer ausdrücklich und
dezidiert33).
Weil es den westdeutschen Unternehmerverbänden weitgehend gelungen ist,
ihre Ideologie zur allgemeinen Überzeugung zu machen, können sie weitgehend
darauf vertrauen, daß die Planungs- und Entscheidungsgremien auch dann in ihrem
Interesse handeln, wenn sie auf Interventionen verzichten. Ihre direkte Einfluß¬
nahme auf politisch relevante Entscheidungen bleibt darum heute auf strategisch
bedeutsame Punkte beschränkt.
Auskunftssperren, Zweckpropaganda und gezielte Eingriffe kennzeichnen auch
die Politik der Unternehmerverbände zur Beeinflussung der Legislative in den
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letzten Jahren vor der Verabschiedung des Berufsbildungsgesetzes: Der Deutsche
Bildungsrat bereitete eine Empfehlung zur Verbesserung der Lehrlingsausbildung
vor, um im Sinne gemäßigter pädagogischer Rationalität auf die Gesetzgebung ein¬
zuwirken34). Der Deutsche Industrie- und Handelstag verweigerte ihm die dazu
erbetenen Informationen. Die Unternehmerverbände wiesen die Finanzierungs¬
vorschläge des Bildungsrats auf einem öffentlichen Hearing derart scharf zurück,
daß diese vor der Drucklegung des Empfehlungstextes ihrer Entschiedenheit be¬
raubt wurden. Bereits zwei Monate nach der Publikation der Lehrlingsempfehlung
erschien eine Gegenschrift der Unternehmerverbände35). Sie war in einer Tonart
geschrieben, die nach einem Artikel in der FAZ „jede Bereitschaft zu sachlicher Aus¬
einandersetzung vermissen" ließ36). Die Kritik der Unternehmerverbände richtete
sich nicht zuletzt gegen jene Schwächen der Lehrlingsempfehlung, für die sie selbst
mitverantwortlich waren: gegen die Lückenhaftigkeit der empirischen Grund¬
lagen37) und gegen die Unverbindhchkeit der Finanzierungsvorschläge38). Um
wenigstens den ersten Mangel noch rechtzeitig, d. h. vor der Verabschiedung des
Berufsbildungsgesetzes, zumindest teilweise zu beheben, wurde im Frühjahr 1969
im Pädagogischen Zentrum, Berlin, eine Lehrlingsbefragung an Berliner Berufs¬
schulen über die Qualität der betrieblichen Ausbildung vorbereitet. Trotz persön¬
licher Bemühungen des Vorsitzenden des Deutschen Bildungsrats hat der Berliner
Schulsenator die erforderliche Genehmigung nicht erteilt. Die offizielle Begründung
lautete: Befragungen von Schülern in Schulen über außerschulische Verhältnisse
seien rechtlich nicht zulässig. Bei den vorhergehenden Verhandlungen haben Ver¬
treter der Schulbehörde auch anders argumentiert: Man wolle die vertrauensvolle
Zusammenarbeit mit den Kammern nicht gefährden383).
Nach der Verabschiedung des Gesetzes wurde ein ähnlicher Antrag eines SPD-
Abgeordneten des Landtags von Baden-Württemberg vom zuständigen Wirt¬
schaftsministerium im Einvernehmen mit dem Kultusministerium mit ähnlichen
Argumenten zurückgewiesen39). Wenn selbst die Behörden von Ländern, deren
Bildungspolitik als besonders fortschrittlich gilt, derart unternehmerkonform
reagieren, dann ist sehr schwer zu verstehen, warum die Unternehmerverbände die
geringfügige Erweiterung staatlicher Kompetenzen durch das Gesetz bedauern40)
und dann fragt sich der kritische Bürger einmal mehr, ob die verbreitete Behaup¬
tung einer wachsenden Verflechtung von Gesellschaft und Staat nicht nur dessen
wahre Funktion, vorwiegend einer herrschenden Minderheit zu dienen, verhüllt403).
4. Ansatzpunkte für eine mögliche Gegenstrategie
Was tun? Die Notwendigkeit von Gegenmaßnahmen bedarf keiner weiteren
Begründung. Die Bedrohung freier Berufsbildung und Berufsbildungsforschung
durch die unternehmerische Verbandspolitik ist offenkundig. Die Möglichkeiten
der Gegenwehr sind weitgehend aus der Diagnose abzuleiten. Das möchte ich
nunmehr in der gebotenen Kürze versuchen. Dabei entwickle ich keine zusammen¬
hängende Konzeption; ich skizziere vielmehr stichwortartig einzelne Ansätze, die
mir aussichtsreich erscheinen.
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1. Radikalisierung der gesellschaftspolitischen Reflexion innerhalb der Erzie¬
hungswissenschaft, Vertiefung und Verbreitung der Einsicht in die Art und das
Maß der Gefährdung von Bildungsinteressen durch Unternehmerinteressen,
genauer: durch die Wirtschaftsordnung, die die Interessen unserer Unternehmer
produziert. — Damit würde eine wichtige Grundlage verstärkt für
— die Verweigerung der Mitarbeit an Forschungen, die einseitig Unternehmer¬
interessen dienen,
— eine emanzipierende Lehrerbildung,
— die Aufklärung der Öffentlichkeit durch die Massenmedien,
— die bildungspolitische Beratung der Gewerkschaften und
— die Beratung staatlicher Instanzen, die die Novellierung des Berufsbildungs¬
gesetzes vorbereiten.
2. Aufdeckung und Bloßstellung von Mißständen im Lehrlingswesen. — Beson¬
ders wirksam wären gezielte Indiskretionen durch die Lehrlinge selbst. Die vermut¬
lichen Folgen für die Betroffenen lassen es ratsam erscheinen, statt dessen anonyme
Befragungen durch beamtenrechtlich geschützte Berufsschullehrer bzw. mit ihrer
Hilfe auszuführen und die Ergebnisse möglichst weit zu verbreiten.
3. Verweigerung der Mitarbeit in den Prüfungsausschüssen der Kammern durch
die Berufsschullehrer. — Ein solcher „Prüfungsstreik" dürfte unter anderem größere
Unruhen unter den Lehrlingen nach sich ziehen.
4. Organisation und Professionahsierung der Betriebsausbilder.
Die Hoffnung, daß es zu alledem kommt, wird durch reale Tendenzen genährt:
Unter den jüngeren Erziehungswissenschaftlern, auch den Wissenschaftlern von
der Berufserziehung, beginnt die kritische Theorie Fuß zu fassen; die Lehrveran¬
staltungen und Veröffentlichungen ihrer Vertreter beeinflussen die Lehrerstudenten
und Lehrer; Gewerkschaftsvertreter kritisieren das Berufsbildungsgesetz41); der
Regierungswechsel läßt eine Novellierung des Gesetzes aussichtsreich erscheinen;
einzelne Berufsschullehrer und Lehrlingsgruppen haben mit der Enthüllung von
Mängeln der Betriebsausbildung begonnen; Massenmedien haben mehrfach auf
diese Mißstände aufmerksam gemacht; und die Verbände der Berufsschullehrer
kündigten den Kammern kürzlich den Entzug der Kooperation in den Prüfungsaus¬
schüssen an, für den Fall, daß ihre Vertreter in den Berufsbildungsausschüssen
nicht bald das Stimmrecht erhalten42).
Die Betriebsausbilder sind bisher nicht aktiv geworden; sie sind jedoch vermut¬
lich leicht zu mobilisieren, denn ihre betriebliche Stellung läßt ähnlich zu wünschen
übrig wie ihre Qualifikation. Ihre Einflußmöglichkeiten beruhen ebenso wie die der
Lehrlinge, Lehrer und Wissenschaftler auf ihrer Unentbehrlichkeit für das Funk¬
tionieren unserer Wirtschaft. Das Streben, eine Neugestaltung des westdeutschen
Lehrlingswesens nach erziehungswissenschaftlichen Prinzipien nun doch noch

























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































1 Berufsbildungsgesetz, § 60, Abs. 1—3.
2 Berufsbildungsgesetz, § 63, Abs. 1, § 64, Abs. 1.
3 § 63, Abs. 5.
3 a Das hier angedeutete Wissenschaftsverständnis entspricht der kritischen Theorie, wie
sie vor allem durch Max Horkheimer, Theodor W. Adorno und Jürgen Habermas
entwickelt wurde. Vgl. die zusammenfassende und weiterführende Darstellung von
Albrecht Wellmer: Kritische Gesellschaftstheorie und Positivismus. = edition suhr¬
kamp. Bd. 336. Frankfurt/ 1969.
4 Vgl. Klaus Mollenhauer: Pädagogik und Rationalität. In: Die deutsche Schule 1964.
S. 672.
5 Mollenhauer, a. a. O., S. 671.
6 Bes. Art. 1, Abs. 1 und Art. 2, Abs. 1.
7 In: Erziehung und Emanzipation. Polemische Skizzen. München (Juventa-Verlag)
1968. S. 111.
7 a Abhängig Arbeitende neigen auch in besonderem Maße zu einer autoritären Kinder¬
erziehung. Pearlin/Kohn : Social Class, Occupation, and Parental Values. A Cross
National Study. In: American Sociological Review 1966. S. 466—i79. Der Zusammen¬
hang zwischen betrieblicher und außerbetrieblicher Unfreiheit ist auf den politischen
Einfluß der Unternehmer und auf die Prägung der Individuen durch ihre Arbeit zu¬
rückzuführen.
8 Vgl. Anhang des vorliegenden Artikels.
8 a Folglich versuchen sie, die außerberufliche Bildung zu beeinflussen und die berufliche
zu monopolisieren. Diese Tendenz ist das Pendant zu ihren Bemühungen um die Kon¬
trolle der technologischen Forschung und des technischen Fortschritts. In beiden Fällen
geht es darum, die Entwicklung von Produktivkräften zu steuern, um überkommene
Produktionsverhältnisse zu konservieren.
9 Die deutsche Berufs- und Wirtschaftspädagogik ist bis heute eher eine ideologische
Rechtfertigungslehre als eine Erfahrungswissenschaft, geschweige denn eine kritische
Disziplin. Vgl. bes. Gisela Stütz: Einige Perspektiven autoritärer berufs- bzw. wirt¬
schaftspädagogischer Postulate. In: Die deutsche Berufs- und Fachschule 1969. S.
445—452. — Eine ausführlichere Analyse der selben Autorin erscheint demnächst in
der edition suhrkamp unter dem Titel: Berufspädagogik unter ideologiekritischem
Aspekt. — Über den Stand der einschlägigen Forschung informiert besonders um¬
fassend das Gutachten von Blankertz/Claessens/Edding : Ein zentrales Institut für
Berufsbildungsforschung? Erstattet im Auftrag des Senators für Arbeit und soziale
Angelegenheiten des Landes Berlin 1966 (hektographiert). Seither hat sich wenig
geändert.
10 Ausführlich dargestellt in Lempert/Ebel : Lehrzeitdauer, Ausbildungssystem und
Ausbildungserfolg. Grundlagen für die Bemessung des Zeitraums der Ausbildung
bis zum Facharbeiterniveau. = Freiburger Studien zu Politik und Soziologie. Begrün¬
det von A. Bergstraesser. Freiburg/Br. (Rombach) 1965. S. 276—296, 383—400.
11 Vgl. die zusammenfassende Darstellung von Volker Krumm: Lehrlinge urteilen über
ihre betriebliche Ausbildung. In: Wirtschaft und Berufserziehung 1967. S. 492—499. —
Ober eine neuere Untersuchung berichtet Werner Geiling in seinem Artikel: Reform
der Berufsausbildung — Heute dringlichste Aufgabe. In: Recht der Jugend und des
Bildungswesens 1969. S. 235—238.
12 Krumm/Zettl: Ein Instrument zur Erfassung von Lehrlingstätigkeiten. Eine Unter¬
suchung über die Zuverlässigkeit von Arbeitsprotokollen. In: Die deutsche Berufs-
und Fachschule 1970. S. 14—21.
13 Vgl. Deutscher Bildungsrat. Empfehlungen der Bildungskommission. Zur Verbesse¬
rung der Lehrlingsausbildung. Bonn 1969. S. 15—17.
14 Aber eben nur eine kleine Elite von Anwärtern auf privilegierte Arbeitsplätze. Die¬
selben Firmen beschäftigen daneben oft große Scharen niedrig qualifizierter, aber gut
disziplinierter Handwerksgesellen in untergeordneten Positionen, obwohl sie im
Unterschied zu vielen Handwerksbetrieben durchaus in der Lage sind, ihren gesamten
Nachwuchs gut auszubilden. Insofern greift die übliche Kritik der Handwerkslehre
etwas kurz.
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15 Vgl. Wolfgang Dietrich Winterhager: Kosten und Finanzierung der beruflichen
Bildung. Eine wirtschaftstheoretische Analyse mit empirischen Daten zur Lehrlings¬
ausbildung in der Industrie. = Texte und Dokumente zur Bildungsforschung. Hg.
Institut für Bildungsforschung in der Max-Planck-Gesellschaft. Stuttgart (Klett) 1969.
S. 23 ff.
16 Vgl. Boehm/Winterhager : Ein Modell zur Organisation und Finanzierung der beruf¬
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